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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV)

Une initiative populaire fédérale « Imposer les successions de plusieurs millions pour
financer notre AVS (réforme de la fiscalité successorale) » a été lancée par les partis
socialiste, écologiste, évangélique et chrétien-social ainsi que par l’Union syndicale
suisse. 1

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 16.08.2011
SÉBASTIEN SCHNYDER

Die CVP reichte im November ihre Initiative „Für Ehe und Familie – Gegen die
Heiratsstrafe!“ ein. Die Initiative verlangt, die Benachteiligung der Ehe gegenüber
anderen Lebensformen insbesondere bei den Steuern und Sozialversicherungen
aufzuheben. Siehe dazu hier.

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 05.11.2012
FLAVIA CARONI

Nachdem die Initiative zur Eliminierung der Heiratsstrafe gemäss den Ergebnissen der
Vox-Analyse nicht am Inhalt, sondern an der darin aufgeführten Ehe-Definition
gescheitert war, hatte die CVP-Fraktion im März 2016 eine Motion eingereicht, die eine
Beseitigung der Benachteiligungen von Ehepaaren und Paaren in eingetragener
Partnerschaft gegenüber Nichtverheirateten in der AHV vorsah. Die
Ungleichbehandlung werde insbesondere bei der AHV als stossend empfunden, wo
Verheiratete und Paare in eingetragener Partnerschaft bis zu CHF 1175 weniger
erhielten als unverheiratete Paare. Der Bundesrat liess dieses Argument nicht gelten:
Ehepaare seien in den Sozialversicherungen insgesamt gegenüber Unverheirateten
privilegiert. Bei einer allfälligen Annahme der Motion müssten daher auch diese
Ungleichbehandlungen mitberücksichtigt, entsprechend alle zivilstandsabhängigen
Regelungen aufgehoben und somit die erste Säule umfassend umgebaut werden. Von
einem solchen Umbau würden aber nur Ehepaare mit Maximalrenten profitieren, daher
müsste auch sichergestellt werden, dass nicht Personen mit tieferen Einkommen diese
Verbesserungen finanzieren müssten. Schliesslich verwies der Bundesrat auf die
Behandlung der Reform der Altersvorsorge 2020, in deren Rahmen die entsprechenden
Fragen bereits behandelt würden. 

In der Nationalratsdebatte während der Frühjahrssession 2018 pflichtete Ruth Humbel
(cvp, AG) im Namen ihrer Fraktion dem Bundesrat bei, dass bei einer Abschaffung der
Benachteiligung auch die Privilegien korrigiert werden müssten. Sie widersprach ihm
jedoch bezüglich der Profiteure der Reform: Gemäss der AHV-Statistik 2016 werde die
Ehepaarrente nicht nur bei der Maximalrente, sondern bei Beitragslücken bereits auf
einer tieferen Stufe plafoniert. 2016 seien demnach 88 Prozent aller Ehepaare von einer
plafonierten Rente betroffen gewesen. Auf Nachfrage erklärte sie zudem, diese
Gleichstellung durch Abschaffung der übrigen Privilegien Verheirateter und durch
Korrekturen bei Witwen- und Kinderrenten finanzieren zu wollen. Diese Kosten würden
sich gemäss Gesundheitsminister Berset auf CHF 2.6 Mrd. belaufen, was er als weiteren
Grund anführte, die Motion abzulehnen. Schliesslich sei ein neues Projekt zur Reform
der Altersvorsorge in Arbeit, das im Sommer 2018 in die Vernehmlassung geschickt
werde. In dessen Rahmen könnten solche Anliegen besser eingebracht werden als
durch isolierte Projekte wie die vorgelegte Motion. Eine aus den SVP-, CVP- und BDP-
Fraktionen bestehende Mehrheit des Nationalrats bestand jedoch auf einer
eigenständigen Behandlung dieser Frage und nahm die Motion mit 102 zu 88 Stimmen
bei 2 Enthaltungen an. 2

MOTION
DATUM: 07.03.2018
ANJA HEIDELBERGER

1) BZ, 21.3.11.
2) AB NR, 2018, S. 272 f.; AZ, SGT, 8.3.18
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